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Erfahrungen aus der Praxis
Schwerpunktorientierte, langfristige 
Vorbeugungsarbeit in ausgewählten 
Betrieben des Kreises Arnstadt

In die vom X. Parteitag der SED beschlossene ökonomische 
Strategie ordnet sich als ein wirksamer Beitrag der Justiz- 
und Sicherheitsorgane die Methode schwerpunktorientierter, 
langfristiger Vorbeugungsarbeit in ausgewählten Betrieben 
des Kreises zur Erhöhung des Niveaus der Rechtsarbeit und 
zur Durchsetzung des sozialistischen Rechts ein. Eine solche 
Arbeitsweise hat zugleich Auswirkungen auch über den je­
weiligen Betrieb hinaus, so z. B. hinsichtlich der Anforderun­
gen, die an die staatliche Arbeit in den Räten der Städte und 
Gemeinden bei der Wiedereingliederung und Betreuung Ge-, 
fährdeter zu stellen sind. Selbstverständlich hebt die Konzen­
tration von Aktivitäten auf einen bestimmten Betrieb die 
grundsätzliche Verantwortung der Justiz- und Sicherheitsor­
gane zur Durchsetzung von Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit im ganzen Kreis nicht auf.

Durch eine solche konzentrierte Arbeitsweise im Kreis 
Amstadt seit Anfang der 70er Jahre ist wesentlich dazu bei­
getragen worden, daß der VEB Chemieanlagenbau Erfurt — 
Rudisleben als erster Großbetrieb des Kreises — nach entspre­
chender Anerkennung der Mehrzahl der Kollektive des Be­
triebes — am 1. Mai 1979 durch den Rat des Kreises und den 
Kreisvorstand des FDGB als Betrieb der vorbildlichen Ord­
nung und Sicherheit anerkannt werden konnte. Die gleiche 
Würdigung wurde im Oktober 1980 dem größten Betrieb des 
Kreises, dem VEB Fernmeldewerk Arnstadt zuteil. In diesen 
Betrieben konnte im mehrjährigen Zusammenwirken mit 
den Justiz- und Sicherheitsorganen des Kreises eine Verbes­
serung des Regimes der Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicher­
heit erreicht werden, wodurch zur Gewährleistung und Sti- * 
mulierung stabiler Produktionsergebnisse beigetragen wor­
den ist.

Im Kreis Arnstadt gibt es Vorstellungen, wie die gesicher­
ten Erfahrungen einer langfristigen Vorbeugungsarbeit, auf 
die im folgenden etwas näher eingegangen werden soll, auf 
weitere Betriebe zu übertragen sind.

Zu beachtende Prinzipien und Informationsquellen

Obwohl abhängig von vielfältigen unterschiedlichen Bedin­
gungen in den Betrieben auch die konkrete Art und Weise 
des Vorgehens unterschiedlich sein muß, gibt es nach unseren 
Erfahrungen bestimmte Grundsätze, die den Erfolg wesent­
lich beeinflussen.

So sollte die Entscheidung, welcher Betrieb ausgewählt 
wird, nicht etwa nur unter einem Aspekt, z. B. unter dem des 
Straftatenanfalls, getroffen werden. Sie setzt vielmehr die 
Kenntnis der betrieblichen Situation und der volkswirtschaft­
lichen Bedeutung des Betriebes voraus und muß dem Anlie­
gen dienen, einen Beitrag zur Verwirklichung der ökonomi­
schen Strategie der Partei zu leisten. Dabei können folgende 
Kriterien die Entscheidung beeinflussen:
— die Größe des Betriebes und seine volkswirtschaftliche Be­

deutung für das Territorium,
— die Situation in bezug auf Kriminalitätserscheinungen 

bzw. auf die Einhaltung von Gesetzlichkeit, Ordnung und 
Sicherheit (allgemein oder hinsichtlich ausgewählter Ge­
biete, wie z. B. Havarie-, Brand- und Arbeitssicherheit),

— die Ausgestaltung und Wirksamkeit betrieblicher Füh­
rungsdokumente und Ordnungen zur Gewährleistung von 
Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit; dabei muß aus der 
betrieblichen Situation heraus ein Erfordernis für ver­
stärkte Aktivitäten der Staatsanwaltschaft und der ande­
ren Justiz- und Sicherheitsorgane bestehen.
Zur Vorbereitung der Entscheidung sollten u. a. Krimina­

litätsanalysen, Feststellungen des Betriebsschutzes, Auskünfte 
bzw. Berichte von Kontrollorganen (Arbeitsschutzinspektion,

Finanzrevision, ABI, Staatsbank), Erkenntnisse aus der 
staatsanwaltschaftlichen Allgemeinen Gesetzlichkeitsäufsicht 
und der Überprüfung von Beschlüssen der Konfliktkommis­
sionen sowie Berichte der staatlichen Versicherung als Infor­
mationsquellen genutzt werden.

In jedem Fall sind enge Kontakte zur Leitung der Grund­
organisation der SED und zur Gewerkschaftsleitung von An­
fang an erforderlich. Es ist auch zu prüfen, welche Möglich­
keiten der Kooperation mit dem übergeordneten Organ des 
Betriebes bestehen; zumindest ist dieses zu informieren.

Bestimmung des Ziels der Vorbeugungsarbeit

Abhängig von den Motiven, die für die Wahl eines bestimm­
ten Betriebes entscheidend waren, sollte sowohl das Ziel des 
gemeinsamen Vorgehens als auch das differenzierte Handeln 
jedes Organs exakt bestimmt werden. Stets sind dauerhafte 
Veränderung in bezug auf eine höhere volkswirtschaftliche 
Effektivität des betrieblichen Reproduktionsprozesses anzu­
streben.

Unter dem Aspekt einer wirksameren Durchsetzung des 
sozialistischen Rechts in seiner ganzen Komplexität kann sich 
die Konzeption einer langfristigen Vorbeugungsarbeit nach 
unseren Erfahrungen z. B. auf folgende Probleme konzen­
trieren: Schutz des sozialistischen Eigentums und der Volks­
wirtschaft vor Straftaten und Verlusten, Gewährleistung von 
Havarie-, Brand- und Arbeitssicherheit, Arbeit mit Gefähr­
deten, Strafentlassenen und zur Bewährung Verurteilten, 
umfassende Durchsetzung des Arbeitsrechts als Leitungsin- 
strument. Dabei sollten stets auch Fragen der allgemeinen 
Ordnung und Sauberkeit, der Wachsamkeit u. ä. berücksich­
tigt werden, und es ist darauf zu achten, daß sich der Kampf 
um höhere Ordnung und Sicherheit in den sozialistischen 
Wettbewerb des Betriebes und in die darauf fußenden kon­
kreten Verpflichtungen und Bemühungen der Arbeitskollek­
tive zur Erlangung des Titels „Kollektiv der sozialistischen 
Arbeit“ einordnet.

Formen und Methoden der Einflußnahme

Die Einflußnahme der Justiz- und Sicherheitsorgane auf die 
Vorbeugungsarbeit des Betriebes sollte Beratung und prakti­
sche Hilfe mit konkreten Forderungen zur Herstellung der 
Gesetzlichkeit verbinden. Vor Edlem ist die Tätigkeit des 
Staatsanwalts unter dem Aspekt der Ausübung staatsanwalt- 
schaftlicher Aufsicht zü konzipieren. Insbesondere kommt es 
darauf an, bei Leitern und Kollektiven der sozialistischen 
Gesetzlichkeit entsprechende Standpunkte und Haltungen 
zu entwickeln, die sich in betrieblichen Dokumenten nieder- 
schlagen. Es kann deshalb notwendig sein, die Ausarbeitung 
oder Überarbeitung betrieblicher Ordnungen und Weisungen 
zu empfehlen oder zu fordern, wobei die betriebliche Ar­
beitsordnung nach § 91 AGB von besonderer Bedeutung ist.

Nach unseren Erfahrungen sind solche Betriebe, von de­
nen hier die Rede ist, häufiger als andere die Adressaten von 
Maßnahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht. Das ist eine natür­
liche Folge der Zusammenarbeit. Die anzustrebende kame­
radschaftliche Zusammenarbeit darf keinesfalls zum Verzicht 
auf derartige notwendige Maßnahmen führen. Das wird viel­
mehr von den Leitern der Betriebe stets als Hilfe gewürdigt.

Bedeutsam sind stabile Beziehungen zu den Leitungsorga­
nen des Betriebes, denn über richtige Leitungsentscheidun­
gen sind optimale Bedingungen für den Kampf aller betrieb­
lichen Kollektive um hohe Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
zu schaffen und ist der bewußtseinsbildende Effekt einer 
exakten Rechtsarbeit stärker zur Geltung zu bringen. Gleich­
zeitig müssen die Justiz- und Sicherheitsorgane den Betrieb 
bei ihrer Öffentlichkeitsarbeit besonders berücksichtigen 
(Teilnahme an Kollektivberatungen, Verhandlung geeigneter 
Verfahren im Betrieb, Auswertung von Verfahren und staats- 
anwaltschaftlicher Maßnahmen, aber auch Vorträge, Sprech­
stunden u. ä.).


